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Gegenstand Rückzug der Einsprache

Strafverfahren wegen Ungehorsams gegen amtliche Verfügungen 
sowie Beschimpfung

Beschwerde gegen die Verfügung des Regionalgerichts Emmen-
tal-Oberaargau vom 18. Juni 2026 (PEN 26 97)
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Erwägungen:

1. Mit Strafbefehl EO 25 7125 vom 18. Dezember 2025 sprach die Regionale Staats-
anwaltschaft Emmental-Oberaargau (nachfolgend: Staatsanwaltschaft) den Be-
schuldigten A.________ (nachfolgend: Beschwerdeführer) wegen mehrfach be-
gangenen Ungehorsams gegen amtliche Verfügung sowie Beschimpfung schuldig 
und verurteilte ihn zu einer Geldstrafe von 20 Tagessätzen zu je CHF 30.00, aus-
machend CHF 600.00, und einer Busse von CHF 400.00. Dagegen erhob er am 
5. Januar 2026 Einsprache. Mit Verfügung vom 30. März 2026 hielt die Staatsan-
waltschaft am Strafbefehl fest und überwies die Akten dem Regionalgericht Em-
mental-Oberaargau (nachfolgend: Regionalgericht) zur Durchführung des Haupt-
verfahrens. Mit Vorladungsverfügung vom 27. April 2026 wurde der Beschwerde-
führer mit der Verpflichtung zum persönlichen Erscheinen vorgeladen. In Ziff. 4 der 
Vorladungsverfügung wurde dem Beschwerdeführer Folgendes mitgeteilt: 
Wer von einer Strafbehörde vorgeladen wird, hat der Vorladung Folge zu leisten. Wer verhindert ist, 
hat dies dem Gericht unverzüglich mitzuteilen; er oder sie hat die Verhinderung zu begründen und 
soweit möglich zu belegen (Art. 205 Abs. 1 und 2 StPO). 

Bleibt die Einsprache erhebende Person der Hauptverhandlung fern, so gilt ihre Einsprache als 
zurückgezogen (Art. 356 Abs. 4 StPO, BGer 6B_7/2017 vom 05.05.2017). 

Am 18. Juni 2026 verfügte das Regionalgericht, dass der Strafbefehl infolge Rück-
zugs der Einsprache in Rechtskraft erwachsen sei. Zur Begründung führte es aus, 
dass der Beschwerdeführer der Hauptverhandlung vom 18. Juni 2026 trotz gehöri-
ger Vorladung unentschuldigt ferngeblieben sei und sich auch nicht habe vertreten 
lassen. Damit gelte seine Einsprache als zurückgezogen und der Strafbefehl werde 
zum rechtskräftigen Urteil. Dagegen erhob der Beschwerdeführer am 3. Juli 2026 
bei der Beschwerdekammer in Strafsachen des Obergerichts des Kantons Bern 
(nachfolgend: Beschwerdekammer) Beschwerde.

Mit Blick auf das Nachfolgende verzichtete die Verfahrensleitung auf das Einholen 
einer Stellungnahme (Art. 390 Abs. 2 der Schweizerischen Strafprozessordnung 
[StPO; SR 312.0]). Es ergeht ein direkter Beschluss.

2. Gegen Verfügungen und Beschlüsse erstinstanzlicher Gerichte (ausgenommen 
hier nicht interessierende verfahrensleitende Entscheide) kann bei der Beschwer-
dekammer in Strafsachen innert zehn Tagen schriftlich und begründet Beschwerde 
geführt werden (Art. 393 Abs. 1 Bst. b i.V.m. Art. 396 Abs. 1 StPO, Art. 35 des Ge-
setzes über die Organisation der Gerichtsbehörden und der Staatsanwaltschaft 
[GSOG; BSG 161.1] i.V.m. Art. 29 Abs. 2 des Organisationsreglements des Ober-
gerichts [OrR OG; BSG 162.11]). Der Beschwerdeführer ist durch die angefochtene 
Verfügung unmittelbar in seinen rechtlich geschützten Interessen betroffen und 
somit zur Beschwerdeführung legitimiert (Art. 382 Abs. 1 StPO). Auf die form- und 
fristgerechte Beschwerde ist einzutreten.
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3.

3.1 Die beschuldigte Person kann gegen einen Strafbefehl Einsprache erheben 
(Art. 354 Abs. 1 Bst. a StPO). Entschliesst sich die Staatsanwaltschaft, am Strafbe-
fehl festzuhalten, führt das erstinstanzliche Gericht eine Hauptverhandlung durch 
(Art. 356 Abs. 1 und 2 StPO). Wer vom Gericht vorgeladen wird, hat der Vorladung 
Folge zu leisten (Art. 205 Abs. 1 StPO). Die Erscheinungspflicht gilt unabhängig 
vom Willen der vorgeladenen Person, an der betreffenden Verfahrenshandlung 
mitzuwirken. Die Erscheinungs- bzw. Anwesenheitspflicht tangiert das prozessuale 
und verfassungsmässige Mitwirkungsverweigerungsrecht der beschuldigten Person 
gemäss Art. 113 Abs. 1 StPO in keiner Weise (WEDER, in: Kommentar zur Schwei-
zerischen Strafprozessordnung, 3. Aufl. 2020, N. 4 zu Art. 205 StPO). Die Vorla-
dung hat Gültigkeit, solange sie nicht widerrufen, d. h. abgenommen wurde (AR-
QUINT, in: Basler Kommentar, Schweizerische Strafprozessordnung, 3. Aufl. 2023, 
N. 6 zu Art. 205 StPO). 

3.2 Bleibt die Einsprache erhebende Person trotz Vorladung der Hauptverhandlung 
unentschuldigt fern, so gilt ihre Einsprache gemäss Art. 356 Abs. 4 StPO als 
zurückgezogen. Anders als im Rahmen von Art. 205 StPO kann eine Säumnis 
nach Art. 356 Abs. 5 StPO zum Totalverlust des Rechtsschutzes führen. Dies, ob-
wohl der Betroffene ausdrücklich Einsprache erhoben und damit genau diesen 
Rechtsschutz bei der zuständigen Behörde beantragt hat. In Anbetracht der fun-
damentalen Bedeutung des Rechts, sich einem Strafbefehl zu widersetzen, kann 
ein Rückzug der Einsprache durch konkludentes Verhalten nur angenommen wer-
den, wenn sich aufgrund des Gesamtverhaltens des Einsprechers der Schluss auf-
zwingt, dass er, indem er sein Desinteresse an der Fortführung des Strafverfahrens 
zum Ausdruck bringt, bewusst auf seinen Rechtsschutz verzichtet. Die vom Gesetz 
für den Fall des unentschuldigten Nichterscheinens vorgesehene Fiktion des Rück-
zugs der Einsprache (Art. 355 Abs. 2 und 356 Abs. 4 StPO) setzt deshalb voraus, 
dass sich der Beschuldigte über die Konsequenzen seiner Unterlassung bewusst 
ist und in Kenntnis der massgeblichen Rechtslage auf seine Rechte verzichtet 
(BGE 140 IV 82 E. 2.3). Nach einer verfassungskonformen Auslegung kann die 
Fiktion des Rückzugs der Einsprache unter Berücksichtigung des Grundsatzes von 
Treu und Glauben (Art. 3 Abs. 2 Bst. a StPO) nur in Betracht kommen, wenn aus 
dem unentschuldigten Nichterscheinen auf ein Desinteresse der Einsprache erhe-
benden Person an der Weiterführung des Strafverfahrens geschlossen werden 
kann (BGE 146 IV 286 E. 2.2, 142 IV 158 E. 3.1 und E. 3.3, 140 IV 82 E. 2.3 und 
E. 2.5). Entsprechend ist für die Anwendbarkeit von Art. 356 Abs. 4 StPO erforder-
lich, dass die der Hauptverhandlung fernbleibende Person von der Vorladung und 
den Säumnisfolgen effektiv Kenntnis genommen hat. 

3.3 Es ist aktenkundig, dass das Regionalgericht den Beschwerdeführer am 27. April 
2026 zur Hauptverhandlung am 18. Juni 2026 vorgeladen hat. Die Vorladung wur-
de dem Beschwerdeführer am 22. Mai 2026 zugestellt (vgl. den Sendungsnach-
weis der Schweizerischen Post in den amtlichen Akten PEN 26 97). Sie erfolgte 
damit ordnungsgemäss und in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Bestimmun-
gen, insbesondere auch unter Hinweis auf die Säumnisfolgen bei unentschuldigtem 
Fernbleiben (vgl. Ziff. 4 der Vorladung). Der Beschwerdeführer bestreitet entspre-
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chend zu Recht nicht, von der Vorladung, aus welcher unmissverständlich hervor-
geht, dass die Hauptverhandlung am Donnerstag, 18. Juni 2026, um 08:30 Uhr 
stattfindet, Kenntnis erhalten zu haben. Er macht weder geltend, dass er aus wich-
tigen Gründen am Erscheinen an der Hauptverhandlung verhindert gewesen sei 
noch, dass mit Blick auf das Datum der Hauptverhandlung Unklarheiten bestanden 
hätten. 

Aufgrund des Gesagten steht fest, dass der Beschwerdeführer trotz korrekter Vor-
ladung nicht zur Hauptverhandlung erschienen war. Er wusste sodann um seine 
Erscheinungspflicht und um die Folge, welche ein unentschuldigtes Fernbleiben 
von der Hauptverhandlung im Einspracheverfahren zeitigen würde (vgl. Ziff. 4 der 
Vorladung). Er hatte mithin in Kenntnis der Sachlage durch sein in seiner Verant-
wortung liegendes Nichterscheinen an der Hauptverhandlung auf seine Rechte 
verzichtet. Da er der Verhandlung vom 18. Juni 2026 unentschuldigt ferngeblieben 
war, stellte das Regionalgericht in der angefochtenen Verfügung gestützt auf 
Art. 356 Abs. 4 StPO zu Recht fest, dass die Einsprache als zurückgezogen gilt 
und der Strafbefehl in Rechtskraft erwachsen ist. Die Vorgehensweise des Regio-
nalgerichts ist mithin nicht zu beanstanden. 

Soweit der Beschwerdeführer in der Beschwerde einwendet, dass die Staatsan-
waltschaft die Zusendung von Aktenkopien verweigert habe und dieses Fehlverhal-
ten das Strafverfahren zum Stillstand bringe, ist festzuhalten, dass die Staatsan-
waltschaft dem Beschwerdeführer mit Schreiben vom 29. Januar 2026 geantwortet 
hat, dass er die Akten nach telefonischer Anmeldung einsehen und bei Bedarf ge-
gen Gebühren Kopien verlangen kann (vgl. Art. 102 Abs. 2 und 3 StPO). Davon hat 
er offenbar nicht Gebrauch gemacht. Allein der Umstand, dass dem Beschwerde-
führer keine Kopien der gegenständlichen Anzeigerapporte der Kantonspolizei 
Bern zugestellt worden sind resp. er die Auffassung vertritt, dass Art. 102 Abs. 2 
StPO nur für die Originalakten gilt, legitimiert ihn offensichtlich nicht, unentschuldigt 
an der Hauptverhandlung fernzubleiben (vgl. insoweit auch den Beschluss der Be-
schwerdekammer BK 24 501 vom 2. Dezember 2024 E. 4.2, wonach dem Be-
schwerdeführer bereits zu einem früheren Zeitpunkt aufgezeigt worden ist, dass ihn 
allein die Abweisung seines Gesuchs um erneute Zustellung der paginierten Akten 
inkl. Aktenverzeichnis nicht dazu berechtigt, unentschuldigt an der Hauptverhand-
lung fernzubleiben; er musste mithin auch im vorliegenden Verfahren um die Kon-
sequenzen seines unentschuldigten Fernbleibens wissen). 

4. Die Beschwerde ist nach dem Gesagten offensichtlich unbegründet und daher ab-
zuweisen. 

5. Bei diesem Ausgang des Verfahrens sind die Kosten des Beschwerdeverfahrens, 
bestimmt auf CHF 1'400.00, dem unterliegenden Beschwerdeführer aufzuerlegen 
(Art. 428 Abs. 1 StPO). Zufolge seines Unterliegens hat er keinen Anspruch auf ei-
ne Entschädigung. 
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Die Beschwerdekammer in Strafsachen beschliesst:

1. Die Beschwerde wird abgewiesen. 

2. Die Kosten des Beschwerdeverfahrens, bestimmt auf CHF 1'400.00, werden dem Be-
schwerdeführer auferlegt. 

3. Es wird keine Entschädigung gesprochen. 

4. Zu eröffnen:
- dem Beschuldigten/Beschwerdeführer (per Einschreiben)
- der Generalstaatsanwaltschaft (per Kurier)

Mitzuteilen:
- dem Regionalgericht Emmental-Oberaargau, Gerichtspräsident B.________ 

(mit den Akten – per Einschreiben)
- der Regionalen Staatsanwaltschaft Emmental-Oberaargau, Staatsanwältin 

C.________ (EO 25 7125 – per B-Post)

Bern, 14. Juli 2026 Im Namen der Beschwerdekammer
in Strafsachen

Der Präsident:

Oberrichter Bähler

Die Gerichtsschreiberin:

Lauber
i.V. Gerichtsschreiber Pittet

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens werden durch die Beschwerdekammer in Strafsachen in Rechnung 
gestellt.

Rechtsmittelbelehrung
Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen seit Zustellung beim Bundesgericht, Av. du Tribunal fédéral 29, 
1000 Lausanne 14, Beschwerde in Strafsachen gemäss Art. 39 ff., 78 ff. und 90 ff. des Bundesgerichtsgeset-
zes (BGG; SR 173.110) geführt werden. Die Beschwerde muss den Anforderungen von Art. 42 BGG entspre-
chen.


